
 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 

Rau Palettenwerk GmbH & Co. KG  
 

 

Stand: 08.12.2023  Seite 1 von 5 

§ 1 Geltungsbereich und Datenschutz 

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Rau Palettenwerk GmbH & Co. KG (im Folgenden: 

„Verkäufer“) gelten für Vertragsbeziehungen gegenüber Unternehmern und juristischen Personen des 

öffentlichen Rechts einschließlich öffentlich-rechtlicher Sondervermögen im Sinne von § 310 Abs. 1 

BGB. 

2. Die AGB sind Bestandteil aller Angebote und Auftragsbestätigungen bzw. Verträge über Lieferungen 

und Leistungen des Verkäufers in laufender und künftiger Geschäftsverbindung. Spätestens mit der 

Entgegennahme der Ware oder Leistung gelten diese Bedingungen als angenommen. 

3. Entgegenstehende oder abweichende Bedingungen, insbesondere Einkaufsbedingungen des 

Käufers, werden nicht Vertragsbestandteil, es sei denn der Verkäufer stimmt ihrer Geltung 

ausdrücklich schriftlich zu. Abweichenden Bedingungen wird hiermit ausdrücklich widersprochen. 

Werden durch den Verkäufer weiterhin Lieferung oder Leistungen trotz Kenntnis entgegenstehender 

Bedingungen ausgeführt, ist darin kein Anerkenntnis der entgegenstehenden oder abweichenden 

Bedingungen des Käufers zu sehen. 

4. Der Käufer stimmt zu, dass der Verkäufer die firmen- und personenbezogenen Daten des Käufers 

gemäß den gesetzlichen Datenschutzbestimmungen speichert und verarbeitet. 

 

§ 2 Angebote – Vertragsabschluss – Preise 

1. Sämtliche Angebote des Verkäufers (auch in Preislisten, Verkaufsunterlagen, Internet, etc.) sind 

freibleibend, soweit nichts anderes erklärt wird. Zwischenverkauf bleibt vorbehalten, soweit kein 

verbindliches Angebot abgegeben war. Ansonsten sind die Angebote des Verkäufers bis zum Zugang 

einer Annahme widerruflich. 

2. Aufträge gelten als angenommen, wenn sie durch den Verkäufer schriftlich bestätigt werden.  

3. Die Preise verstehen sich, sofern nichts anderes vereinbart ist, ab Werk oder Lager ohne 

Verpackung zuzüglich Fracht und gesetzlicher Umsatzsteuer. 

4. Auch bei Vereinbarung einer frachtfreien Lieferung, erfolgt der Versand auf Gefahr des Käufers. 

5. Werden dem Verkäufer nach Vertragsabschluss Tatsachen bekannt, insbesondere Zahlungsverzug 

hinsichtlich früherer Lieferungen, die nach pflichtgemäßem kaufmännischem Ermessen darauf 

schließen lassen, dass der Kaufpreisanspruch durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Käufers 

gefährdet wird, ist der Verkäufer berechtigt, unter Setzung einer angemessenen Frist vom Käufer 

Vorkasse oder entsprechende Sicherheiten zu verlangen und im Weigerungsfalle vom Vertrag 

zurückzutreten. Im Falle des Rücktritts werden die Rechnungen für bereits erfolgte Teillieferungen 

sofort fällig gestellt. 

6. Kostensteigerungen, die der Verkäufer nicht zu vertreten hat (insbesondere allgemeine Erhöhungen 

von Arbeits- und/oder Materialkosten), berechtigen ihn zu einer angemessenen Preiserhöhung, wenn 

die Lieferung mindestens vier Wochen nach Vertragsschluss oder später erfolgen soll, sowie bei 

Dauerschuldverhältnissen. Eine Erhöhung des Umsatzsteuersatzes führt automatisch zu einer 

Preisanpassung im Umfang der Umsatzsteuererhöhung. 

 

§ 3 Lieferung und Gefahrübergang 

1. Erfüllungsort ist der Sitz des Verkäufers. 

2. Lieferfristen und -termine gelten als ungefähr und vorbehaltlich richtiger sowie rechtzeitiger 

Selbstbelieferung, es sei denn, der Verkäufer hat die Nichteinhaltung zu vertreten. Die Nichteinhaltung 

berechtigt den Käufer zur Geltendmachung der ihm zustehenden Rechte erst, wenn er dem Verkäufer 

schriftlich eine angemessene Nachfrist von mindestens 8 Werktagen eingeräumt hat. Lieferfristen 

laufen erst nach Vereinbarung aller Ausführungsdetails und wenn der Verkäufer die verbindliche 

Lieferfrist in Textform ausdrücklich zugesagt hat. 

3. Teillieferungen sind in zumutbarem Umfang zulässig und abzunehmen. 

4. Liefer- und Leistungsverzögerungen aufgrund höherer Gewalt und von Ereignissen, die die 

Lieferung wesentlich erschweren oder unmöglich machen, - hierzu gehören insbesondere 

Betriebsstörungen, Streik, Aussperrung, Naturereignisse, behördliche oder gesetzliche Anordnungen, 

Energie- und Rohstoffmangel oder Störung der Verkehrswege, auch wenn sie bei Lieferanten des 

Verkäufers eintreten – hat der Verkäufer auch bei verbindlich vereinbarten Fristen und Terminen nicht 

zu vertreten. Sie berechtigen den Verkäufer, die Lieferung bzw. Leistung um die Dauer der 

Behinderung zuzüglich einer angemessenen Anlaufzeit hinauszuschieben. 
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Die Vertragspartner sind verpflichtet, im Rahmen des Zumutbaren unverzüglich die erforderlichen 

Informationen zu geben und ihre gegenseitigen Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen nach 

Treu und Glauben anzupassen. Soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, steht dem Verkäufer das 

Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Er hat dies nach Erkenntnis der Tragweite unverzüglich dem 

Käufer mitzuteilen, auch wenn zunächst eine Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war. Für 

Schadensersatzansprüche gilt § 7. 

5. Der Verkäufer haftet hinsichtlich der Liefer- und Leistungsverzögerungen nur für eigenes 

Verschulden und das seiner Erfüllungsgehilfen, nicht jedoch für das seiner Vorlieferanten. Er ist jedoch 

auf Verlangen verpflichtet, ihm eventuell zustehende Ansprüche gegen seine Vorlieferanten an den 

Käufer abzutreten. 

6. Bei Nichteinhaltung der nach Ziffer 2 gesetzten Nachfrist kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten 

oder Schadensersatz verlangen. Der Schadensersatzanspruch beschränkt sich auf den Ersatz 

nachgewiesener Mehrkosten (Deckungskauf). Der Deckungskauf setzt die Einholung mindestens 

dreier Vergleichsangebote voraus. Darüber hinausgehende Schadensersatzansprüche sind 

ausgeschlossen, soweit sie nicht auf grobem Verschulden beruhen. Schadensersatz wegen 

Nichterfüllung infolge leichter oder normaler Fahrlässigkeit leistet der Verkäufer nicht. Für grobe 

Fahrlässigkeit und Vorsatz haftet der Verkäufer nur, wenn das Verschulden von gesetzlichen 

Vertretungsberechtigten oder leitenden Angestellten des Verkäufers ausgeht oder sonstige 

Erfüllungsgehilfen Haupt- oder Kardinalpflichten verletzt haben. Die Haftung beschränkt sich in diesem 

Fall auf Schäden, die im Zeitpunkt des Vertragsschlusses voraussehbar waren. 

7. Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Anlieferung auf den Käufer über, wenn die Lieferung zum 

Versand gebracht oder abgeholt worden ist. Versand erfolgt nach bestem Ermessen des Verkäufers. 

Lieferung frei Haus bedeutet Anlieferung ohne Abladen und unter der Voraussetzung einer mit einem 

schweren Lastzug befahrbaren Anfuhrstraße. Wartezeiten werden berechnet. Verlässt das Fahrzeug 

auf Weisung des Käufers oder seines Abnehmers die befahrbare Anfuhrstraße, haftet der Käufer für 

entstehende Mängel und Schäden. 

8. Sofern unvorhergesehene Ereignisse im Sinne von Ziff. 4 die wirtschaftliche Bedeutung oder den 

Inhalt der Lieferung erheblich verändern oder auf den Betrieb des Verkäufers erheblich einwirken, ist 

der Vertrag unter Beachtung von Treu und Glauben anzupassen. Soweit dies wirtschaftlich nicht 

vertretbar ist, steht dem Verkäufer das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Er hat dies nach 

Erkenntnis der Tragweite unverzüglich dem Käufer mitzuteilen, auch wenn zunächst eine 

Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war. 

 

§ 4 Zahlungsbedingungen 

1. Die Rechnung wird über jede Sendung gesondert unter dem Datum des Versandtages erstellt. Dies 

gilt auch für vereinbarte Teillieferungen. Vereinbarte Zahlungsfristen beginnen mit diesem Tag zu 

laufen. 

2. Falls nicht schriftlich ausdrücklich anders vereinbart, ist der Kaufpreis ohne Abzug sofort nach 

Erhalt der Ware fällig und binnen 14 Kalendertagen nach Rechnungsdatum zahlbar.  

Nach Ablauf dieser Frist ist die Kaufpreisforderung mit Zinsen in Höhe der vom Käufer selbst zu 

zahlenden Kreditkosten, mindestens aber in Höhe von neun Prozentpunkten über dem jeweiligen 

Basiszinssatz jährlich zu verzinsen, sofern an dem Rechtsgeschäft ein Verbraucher nicht beteiligt ist, 

anderenfalls in Höhe von fünf Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz jährlich. Die 

Geltendmachung weiteren Schadens sowie die Erhebung der Pauschale gem. § 288 Abs. 5 BGB 

bleiben vorbehalten. 

3. Geleistete Anzahlungen bei Abschlüssen werden, wenn nichts anderes vereinbart ist, auf die 

einzelnen Teillieferungen anteilig verrechnet. 

4. Der Verkäufer ist berechtigt, Abschlagszahlungen oder Vorkasse zu fordern, wenn der Käufer 

erstmals bestellt, der Kunde seinen Sitz im Ausland hat oder die Lieferung ins Ausland erfolgen soll, 

der Kunde sich im Zahlungsverzug befindet oder wenn Gründe bestehen, an der rechtzeitigen oder 

vollständigen Zahlung durch den Kunden zu zweifeln. 

5. Die Zahlungstermine sind auch im Falle einer Mängelrüge einzuhalten. Bei berechtigten 

Mängelrügen dürfen Zahlungen des Käufers nur in einem Umfang zurückgehalten werden, die in 

einem angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen Sachmängeln stehen.  
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6. Eine Zahlungsverweigerung oder ein Zahlungsrückbehalt ist ausgeschlossen, wenn der Käufer den 

Mangel oder sonstigen Beanstandungsgrund bei Vertragsschluss kannte. Dies gilt auch, falls er ihm 

infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist, es sei denn, dass der Verkäufer den Mangel 

oder sonstigen Beanstandungsgrund arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit 

der Sache übernommen hat. Ist der Käufer Kaufmann, so sind Zurückbehaltungsrechte gemäß §§ 369 

HGB, 273 BGB ausgeschlossen. 

7. Die Aufrechnung mit Gegenforderungen ist nur mit vom Verkäufer anerkannten, unbestrittenen oder 

rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

§ 5 Eigenschaften des Holzes 

1. Holz ist ein Naturprodukt. Seine naturgegebenen Eigenschaften, Abweichungen und Merkmale sind 

daher stets zu beachten. Insbesondere sind vom Käufer die biologischen, physikalischen und 

chemischen Eigenschaften beim Kauf, der Verarbeitung und Verwendung zu berücksichtigen. Die 

Bandbreite natürlicher Farb-, Struktur- und sonstiger Unterschiede innerhalb einer Holzart gehört zu 

den Eigenschaften des Naturproduktes Holz und stellt keinen Reklamations- und Haftungsgrund dar.  

Als zugesichert gelten nur solche Eigenschaften, die vom Verkäufer schriftlich zugesichert werden. 

Auch Beschaffenheitsvereinbarungen unterliegen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

 

§ 6 Gewährleistung – Mängelrüge – Haftung 

1. Zur Wahrung von Gewährleistungsansprüchen hat der Käufer die Lieferung unverzüglich nach 

Eintreffen auf Menge, vertragsgemäße Beschaffenheit und zugesicherte Eigenschaften zu 

untersuchen. Offensichtliche Mängel sind unverzüglich nach Eingang, spätestens nach 3 Werktagen, 

schriftlich an den Verkäufer zu rügen. Nicht offensichtliche Mängel oder solche, die sich bei oder nach 

der Be- oder Verarbeitung ergeben, sind unverzüglich nach ihrer Entdeckung, spätestens innerhalb 

von 10 Werktagen nach Entdeckung zu rügen. Die Beweislast für den Zeitpunkt der Feststellung des 

Mangels trifft den Käufer.  

2. Stellt der Käufer Mängel der Ware fest und zeigt diese dem Verkäufer an, darf er darüber nicht 

verfügen, das heißt, sie darf nicht geteilt, weiterverkauft bzw. verarbeitet werden bis eine Einigung 

über die Abwicklung der Reklamation erfolgt ist. 

3. Bei berechtigter Mängelrüge ist der Verkäufer zur Nachbesserung oder Ersatzlieferung – nach 

eigener Wahl – verpflichtet. Schlägt die Nachbesserung auch nach dem 2. Versuch fehl, kann der 

Käufer Minderung verlangen oder vom Vertrag zurücktreten. Lässt der Verkäufer eine ihm gestellte 

angemessene Nachfrist verstreichen, ohne nachzubessern oder Ersatz zu liefern, oder schlägt beides 

fehl oder wird unmöglich, oder verweigert der Verkäufer die Nachbesserung oder Ersatzlieferung, so 

steht dem Käufer nach seiner Wahl das Recht zu, die Rückgängigmachung des Vertrages (Rücktritt) 

oder Herabsetzung des Kaufpreises (Minderung) zu verlangen. Bei geringfügigen Mängeln hat der 

Käufer kein Rücktrittsrecht. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur 

Beanstandung der gesamten Lieferung, es sei denn, dass die Teillieferung für den Käufer ohne 

Interesse ist. Darüber hinaus ist die Haftung für Mängel, die den Wert oder die Gebrauchstauglichkeit 

nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigen, ausgeschlossen. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 

10% der bestellten Menge können nicht beanstandet werden.  

Der Verkäufer haftet nicht für Schäden, die durch unsachgemäße Behandlung, Abnutzung, Lagerung 

oder sonstige Handlungen des Käufers oder Dritter sowie durch Umwelteinflüsse auftreten. 

4. Für das Fehlen zugesicherter Eigenschaften haftet der Verkäufer nur insoweit, als die Zusicherung 

den Zweck verfolgt, den Käufer gerade gegen die eingetretenen Folgeschäden aus dem 

Nichtvorhandensein der Eigenschaften abzusichern. Allein durch die Bezugnahme auf DIN oder EN-

Normen wird deren Inhalt nicht zugesicherte Eigenschaft. 

5. Die Beweislast für etwaige Mängel der Verpackung zum Zeitpunkt des Gefahrenübergangs trägt der 

Käufer. Dies gilt auch dann, wenn der Käufer Schadensersatzansprüche infolge einer Zurückweisung 

von Packstücken oder Packmitteln durch die Behörden des Empfängerlandes bei der Einfuhr aufgrund 

eines behaupteten Verstoßes gegen den IPPC Standard ISPM 15 geltend macht. Im Falle willkürlicher 

Zurückweisungen durch die Behörden des Empfängerlandes haftet der Verkäufer nicht. 

6. Soweit die Vertragsware nicht neu hergestellt ist, wird diese verkauft unter Ausschluss der 

Gewährleistung.  
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7. Gewährleistungsansprüche des Käufers bei neu hergestellten Waren verjähren in 12 Monaten nach 

Ablieferung der Sache. Dies gilt nicht, soweit das Gesetz zwingend längere Fristen vorsieht. 

8. Für Schadensersatzansprüche gilt § 7. 

 

§ 7 Haftungsbegrenzung bei Schadensersatzansprüchen 

1. Schadensersatzansprüche des Käufers, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 

Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und unerlaubter Handlung sind ausgeschlossen, 

soweit nicht nachfolgend anderweitig geregelt. Das gilt insbesondere auch für Folgeschäden und 

Aufwendungsersatzansprüche des Käufers.  

2. Bei Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist die Haftung des Verkäufers auf den 

vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. 

3. Die Regelung zu Ziffer 1. und 2. gilt nicht bei zwingender Haftung, z.B. nach dem 

Produkthaftungsgesetz, bei grobem Verschulden, wegen Verletzung des Lebens, des Körpers und der 

Gesundheit. Auch ist damit keine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Käufers verbunden. 

4. Die in Ziffer 1. bis 3. getroffene Regelung gilt für den Käufer entsprechend. 

 

§ 8 Eigentumsvorbehalt 

1. Alle gelieferten Gegenstände (Vorbehaltsware) bleiben bis zur vollständigen Bezahlung des 

Verkaufspreises und aller anderen dem Verkäufer aus der Geschäftsverbindung zustehenden fälligen 

Forderungen sein Eigentum. Eine Verpfändung oder Sicherungsübereignung ohne seine Zustimmung 

ist unzulässig. 

2. Eine Be- oder Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgt im Auftrag des Verkäufers unentgeltlich und 

ohne Verpflichtung ihn als Hersteller i.S. von § 950 BGB anzusehen. Der Käufer überträgt dem 

Verkäufer das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Rechnungswertes der 

Vorbehaltsware zu den anderen verarbeiteten Waren im Zeitpunkt der Verarbeitung. Die aus der Be- 

und Verarbeitung entstandenen neuen Sachen gelten als Vorbehaltsware. 

3. Wird die gelieferte Ware mit einer beweglichen Sache derart verbunden, dass sie wesentlicher 

Bestandteil einer anderen Sache wird, die als Hauptsache anzusehen ist, so überträgt der Käufer dem 

Verkäufer schon jetzt quotenmäßig Miteigentum an der neuen Sache. Der Käufer tritt in diesem Fall 

schon jetzt den gegen den Dritten entstehenden Vergütungsanspruch in Höhe des Wertes der 

Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten an den Verkäufer ab und ermächtigt ihn unter Vorbehalt des 

Widerrufs zur Einziehung. Der Verkäufer nimmt diese Vorausabtretung und Ermächtigung hiermit an. 

4. Dem Käufer ist die Weiterveräußerung, sowie die Be- und Verarbeitung nur im üblichen 

ordnungsgemäßen Geschäftsgang und nur unter der Bedingung gestattet, dass die Forderungen im 

Sinne der Ziffern 2. und 3. tatsächlich auf den Verkäufer übergehen. Dazu gehört, dass der Käufer von 

seinem Kunden die Zahlung erhält oder den Vorbehalt macht, dass das Eigentum auf seinen Kunden 

erst übergeht, wenn dieser seine Zahlungsverpflichtungen erfüllt. Entsprechendes hat der Käufer mit 

seinem Abnehmer zu vereinbaren. 

5. Bei Pfändungen, Beschlagnahme oder sonstigen Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der Käufer 

den Verkäufer unverzüglich und vollständig zu benachrichtigen. Gerät der Käufer in Zahlungsverzug, 

ist der Verkäufer ohne Nachfrist berechtigt, durch einseitige Erklärung das Besitzrecht des Käufers zu 

beenden und Rückgabe des nicht verarbeiteten Materials zu verlangen. Mit Zahlungseinstellung und / 

oder dem Insolvenzantrag erlöschen alle unter Ziffer 2. bis 4. angeführten Rechte des Käufers. Dies 

gilt nicht für die Rechte des Insolvenzverwalters. 

6. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts durch den Verkäufer erfordert keinen Rücktritt. Der 

Käufer ist aber verpflichtet, dem Verkäufer oder seinen Beauftragten unverzüglich jeglichen Zugang zu 

gewähren, damit diese entsprechende Feststellungen treffen und über die Vorbehaltsware verfügen 

können. 

7. Übersteigt der Wert der eingeräumten Sicherheiten die Forderungen (ggf. vermindert um An- und 

Teilzahlungen) um mehr als 20 %, so ist der Verkäufer insoweit zur Rückübertragung oder Freigabe 

nach seiner Wahl verpflichtet. Mit Tilgung aller Forderungen des Verkäufers aus der 

Geschäftsverbindung gehen das Eigentum der Vorbehaltsware und die abgetretenen Forderungen auf 

den Käufer über. 
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§ 9 Erfüllungsort – Gerichtsstand – anzuwendendes Recht 

1. Erfüllungsort und Gerichtsstand für Lieferungen und Zahlungen sowie für sämtliche zwischen den 

Parteien sich ergebenden Streitigkeiten, ist, soweit der Käufer Kaufmann, juristische Person des 

öffentlichen Rechts oder öffentlich- rechtliches Sondervermögen ist, der Hauptsitz des Verkäufers. Der 

Verkäufer ist jedoch berechtigt, den Käufer auch an seinem Sitz zu verklagen. 

2. Die Beziehungen zwischen den Vertragsparteien regeln sich ausschließlich nach dem in der 

Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 

 

§ 10 Schlussbestimmungen 

Sollte eine oder mehrere dieser Bedingungen gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen oder aus 

anderen Gründen rechtsunwirksam sein, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 

nicht berührt. Anstelle der ungültigen Bestimmung soll das als vereinbart gelten, was unter 

Berücksichtigung der übrigen Geschäftsbedingungen dem wirtschaftlichen Interesse und dem 

mutmaßlichen Willen der Vertragsschließenden am ehesten entsprochen hätte. Gleiches gilt für eine 

Lücke. Die Vertragsparteien verpflichten sich, an der Fertigstellung dieser Ersatzbestimmung ernsthaft 

mitzuwirken. 


